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Sozioökonomische Auswirkungen des Regierungsumzuges 

für die Berliner Bevölkerung

1. Ein institutioneller Diskurs – zwischen Rhetorik und Realität

   Die deutsche Einigung fing mit einer euphorischen Perspektive an: In drei bis f(nf Jahren sollten in Ostdeutschland „bl(hende Landschaften“ (Kohl, 1990: 220) entstehen.  Zieht man nun, nach acht Jahren, eine Bilanz, so sieht die Realit(t ganz anders aus. Trotz kontinuierlicher nur durch permanente Neuverschuldung finanzierbarer Transferzahlungen für die neuen Bundesländer, die mittlerweile Billionenhöhe erreicht haben
 und die ostdeutsche Wirtschaft und deren Arbeitsmarkt stabilisieren sollten, verzeichnet die Bundesrepublik Deutschland am Ende der Ära Kohl nicht nur nominell sondern auch proportional zur Bevölkerungszahl die höchste Arbeitslosigkeit in ihrer Geschichte,
 und zugleich hat die Staatsverschuldung eine Rekordhöhe erreicht.
 Eine solche Entwicklung mag partiell damit zu erklären sein, daß der Zustand der ostdeutschen Wirtschaft sowie die Lasten der Wiedervereinigung und des Aufbaus von der CDU/CSU/FDP – Regierung str(flich untersch(tzt wurden. Andererseits ist bei allen Erklärungsansätzen die Existenz eines offiziellen Diskurses zu berücksichtigen, der insbesondere vor Neuwahlen die Regierungsleistungen aber auch die im Sinne dieser Regierung prognostizierten Entwicklungen akzentuiert und harmonisiert, während Regierungsfehler und negative Entwicklungen weitestgehend marginalisiert werden. Hierzu gehört ein durch ideologische Termini wie “Wiedervereinigung” und “Solidaritätspakt” konstruiertes Geschichtsbild, das ein gemeinsames Interesse und Bemühen von Bevölkerungsmehrheit und Regierungspartei zur Herstellung eines vor der Teilung anzusetzenden fiktiven Ur-Zustandes suggeriert und so verfassungsmäßig und administrativ klar definierbare Prozesse wie den Anschluß der neuen Bundesländer nach Artikel 23 und die Erhebung einer Zusatzsteuer mythifizierend überdeckt. Eine bewußte Unterschätzung der finanziellen und sozialen Kosten des Anschlussprozesses erhält im Kontext einer solchen Geschichtskonstruktion eher einen sekundären Stellenwert, nicht jedoch zwangsläufig für die betroffene Bevölkerung. 

   In Deutschlands Hauptstadt Berlin, wo Ost und West auf einem engen Raum zusammen kommen, lassen sich die (konomischen Entwicklungen klar beobachten, und so werden auch die mehr oder weniger bewußten Fehleinsch(tzungen zur sozioökonomischen Entwicklung Deutschlands in Berlin intensiver reflektiert. Der offizielle Diskurs konstruierte während der Hauptstadtdebatte und insbesondere im Wahljahr 1990 das Bild einer raschen Überbr(ckung der Teilung (Berlin als „Symbol des Miteinanders“), einer zügigen konjunkturellen Instandsetzung Berlins und einer glänzenden Zukunft der Stadt als “Drehscheibe des Handels zwischen Ost- und Westeuropa“.
  Parallel hierzu lag die offizielle Gesamtkostenangabe für den Regierungsumzug bei fünf Milliarden DM. Acht Jahre nach der Vereinigung sieht die Situation anders aus: Berlin wird von einer schweren Wirtschafts- und Finanzkrise bedroht, die Kriminalit(t steigt in beiden Stadth(lften stetig an, wobei eine Korrelation zwischen der sehr hohen Arbeitslosigkeit
  und einer mehr als d(rftigen Sozialpolitik konstatiert werden kann. Auch sind die Gesamtkosten für den Regierungsumzug immer noch nicht abzuschätzen. Nach Berechnungen, die Vertreter der SPD-Opposition bereits im Wahljahr 1990 aufstellten und partiell bis heute vertreten, liegen die Kosten um die 80 Milliarden DM. Die Regierung räumte zwar - nach ihrem Erfolg bei der gesamtdeutschen Wahl und nach einer Konsolidierung ihrer neuen politischen Macht - eine grobe Fehleinschätzung ein und präsentierte mit der Angabe von 20 Milliarden DM eine offiziell bis zu ihrer Abwahl im September 1998 gültige Neukalkulation, die ihre Einschätzung vor der Wahl immerhin um das Vierfache übertraf, in Anbetracht einer Vielzahl von seit 1993 gestiegenen bzw. im offiziellen Finanzplan einfach ignorierten Neben- und Zusatzkosten ist diese Zahl allerdings zumindestens aus heutiger Perspektive h(chst unrealistisch. Zu der Vielzahl der „neuen“ Kosten gehören eine großzügige Wohnungsförderung für die nach Berlin versetzten bzw. noch zu versetzenden Beamten und insbesondere Mehrkosten für die Regierungsbauten.
  Das Budget war so schlecht im Griff, daß der Bonner Haushaltsausschuß sich gezwungen sah, eine Obergrenze f(r Parlamentsneubauten auf den Betrag von 1,71 Mrd. DM festzusetzen.
  Vor einem solchen Hintergrund war das Festhalten Kohls an einer 20 Milliarden Kalkulation seiner Partei lediglich als politische Schutzbehauptung akzeptabel. 

   Überraschend ist aber eigentlich weniger die wiederholte Minimalrechnung der Regierungspartei oder die ähnlich politisch motivierten frühen Maximalrechnungen der Opposition sondern vielmehr die Fokussierung der im Bundestag und über die Presse ausgetragenen Gefechte auf tatsächliche und vermeintliche Kosten des Umzuges. In diesem Kontext wurde allenfalls das Schicksal Bonns als das eines zu entschädigenden Verlierers der Hauptstadtdebatte wiederholt mit aufgegriffen. Die Entwicklung Berlins wurde hingegen vor dem Hintergrund der nun einsetzenden Milliardeninvestitionen überwiegend positiv gesehen, und die Folgen der Bundestagsentscheidung für die Berliner Bevölkerung wurden weitestgehend marginalisiert. Daß die Entwicklung Berlins keinesfalls so positiv verläuft, wird unmittelbar nach dem Regierungsumzug nicht zuletzt dank jahrelanger Thematisierung der sozialen Problematik Berlins in Zeitschriften wie Der Spiegel, Fokus und Stern sowie in einer Vielzahl regionaler Zeitungen und Zeitschriften langsam auch einer breiteren Öffentlichkeit bewußt. Die Frage bleibt, inwiefern die mehr als 3,4 Millionen Einwohner der größten Stadt Deutschlands von der Pr(senz der Regierung und des Parlaments profitieren werden, bzw. durch die in diesem Kontext bereits getätigten Investitionen profitiert haben, und inwiefern sie dadurch noch weiter belastet werden. Dies ist im Folgenden näher zu untersuchen.

2. Zu den sozialen Problemen Berlins unmittelbar vor dem Regierungsumzug

   Die 1994 ausgelaufene „Berlinhilfe“ und der daraus resultierende Zusammenbruch des verarbeitenden Gewerbes sowie Rezession und Massenarbeitslosigkeit haben in Berlin schon wenige Jahre nach der sogenannten Wiedervereinigung zu einer radikalen Sparpolitik geführt. Zwar erhält die Stadt über den Länderfinanzausgleich, der vor allem den Aufbau in den neuen Bundesländern unterstützt, knapp 8 Milliarden DM jährlich. Dieses Geld reicht jedoch nicht aus, um die sozialen Fehlentwicklungen aufzuhalten, zumal fast die gesamten Steuereinnahmen von ca. 14 Milliarden DM für städtische Beamten- und Angestelltengehälter ausgegeben werden (Strieder, 1998). Eine Bezirksreform ist geplant, die diesen Verwaltungsapparat durch Zusammenlegung von Bezirksverwaltungen erheblich reduzieren könnte.
  Sie geht mit einer Modernisierung der Verwaltung einher, die Berlin auf seine künftige Rolle als neue europ(ische Metropole vorbereiten soll. Hinzu kommt das Interesse des Berliner Senates an einer effektiveren innenpolitischen Kontrolle, da soziopolitische Stabilität als zentrale Voraussetzung für Investoren betrachtet wird.  Der Druck auf den Arbeitsmarkt wird sich durch den Abbau einiger 10.000 Stellen im administrativen Bereich allerdings eher verstärken. Außerdem wird sich die Entlastung für den Berliner Haushalt – insofern diese nicht unmittelbar durch Mehrausgaben für Arbeitslose und Sozialhilfeempfänger ausgeglichen wird – ohnehin nur sehr verzögert auswirken. Die Unkündbarkeit der Beamten verlangsamt einen zügigen und umfassenden Personalabbau erheblich, und so werden bis zur effektiven Durchsetzung der neuen Sparmaßnahmen noch jahrelang größere Teile des Berliner Haushaltes durch weitere Neuverschuldungen aufgebracht werden müssen, für die derzeit schon jährlich drei Milliarden DM Schuldzinsen zu entrichten sind. 

   Für eine aktive Arbeitsmarktpolitik bleibt kaum Geld und Berlins Wirtschaft durchl(uft seit der Einheit einen qu(lenden und tiefgreifenden Strukturwandel, der vor allem durch zwei Faktoren bestimmt wird: Erstens ist das produzierende Gewerbe einem „quantitativen und qualitativen Anpassungsprozeß unterworfen“, und zweitens wird der „verh(ltnism(ßig hohe Besatz mit Arbeitspl(tzen im (ffentlichen Dienst“
 abgebaut.  Der Umbruch zeigt sich vor allem im verarbeitenden Gewerbe, wo in Ost-Berlin nach der Wiedervereinigung innerhalb von vier Jahren fast die H(lfte der Arbeitspl(tze wegfiel.
  Einen solchen schmerzhaften Einschnitt erfuhr der Ostteil der Stadt nicht zuletzt, weil die Produktivit(t der Ost-Berliner Industrie in der DDR niedrig war und weil besonders viele Menschen besch(ftigt werden sollten, und dadurch viele ihrer Produkte und Herstellungsverfahren unter den Bedingungen einer freien Marktwirtschaft nicht mehr konkurrenzf(hig waren. Aber auch im öffentlichen Sektor, in Handel und Landwirtschaft wurden Arbeitsplätze abgebaut, die durch den leichteren Anstieg an Arbeitsplätzen im Dienstleistungsbereich nicht ausgeglichen werden konnten. So zeigt die Gesamtbilanz für Ostberlin von 1990 bis 1996 einen kontinuierlichen Verlust an Arbeitsplätzen; 1996 bleiben gerade einmal 62% der Arbeitsplätze von 1990. Im Westteil der Stadt hatte die langjährige Subventionierung der Unternehmen über die Berlin-Zulage zur Anlockung und Konservierung von vielen Fertigungsarbeitspl(tzen geführt, die in anderen Großst(dten Europas schon seit 30 Jahren kontinuierlich wegfielen. Diese konservierende Subventionspolitik des Bundes und die Kontinuität einer entsprechenden Subventionspolitik halten die Modernisierung der Berliner Industrie bis heute auf, und sind zentrale Gründe dafür, dass zwischen 1990 und 1996 im Westberliner verarbeitenden Gewerbe 21% der Arbeitspl(tze verloren gehen. Eine relativ starke Zunahme an Arbeitsplätzen im Dienstleistungsbereich und weniger stark auch im öffentlichen Sektor sorgt zunächst für ein Ansteigen der Gesamtzahl an Arbeitsplätzen bis 1994. Die Einsparungen im öffentlichen Bereich sorgen dann allerdings vor dem Hintergrund der weiter abfallenden Zahlen im verarbeitenden Gewerbe insgesamt für 1994 bis 1996 wiederum für eine negative Gesamtbilanz (vgl. Berlin Chamber of Commerce and Industry, 1997: 8). So ist auch die Bilanz für Gesamtberlin rückläufig, und es ist davon auszugehen, dass 1996 maximal noch 86% der Arbeitsplätze von 1990 existierten. Die Zahlen sind seitdem weiter gesunken und so ist die derzeitige Bilanz alles andere als zufriedenstellend, denn die Gesamtberliner Arbeitslosenquote liegt 1998 bei ca. 20%, und hat sich demnach seit 1990 verdoppelt (vgl. Strieder, 1998).

   Die andauernde Krise hat zu einer Vertiefung der sozialen Gegensätze beigetragen. Versucht man eine soziale Zweiteilung der Stadt, so könnte grob in eine wohlhabende Stadtmitte, die von einem Gürtel sozial schwacher innenstädtischer Bezirke umgeben ist, unterteilt werden.  Dieser Konstrast tritt in den letzten Jahren verst(rkt hervor, verlagert sich aber auch partiell, denn viele gutsituierte Familien, die bisher in der Innenstadt wohnten, verlassen die teure und konfliktreiche Stadt und kaufen sich ein Haus im Brandenburger Umland, weil dort Eigentum noch relativ preiswert und in ruhiger Lage zu erwerben ist.
  Die Auswirkungen f(r die sozial-schwachen Teile der Innenstadt sind erheblich, wobei eine zunehmende Verelendung von einigen Bezirken bzw. Vierteln festzustellen ist.  Der Arbeiterbezirk Neuk(lln ist ein gutes Beispiel für eine immer weiter fortschreitende Armut.  Jeder vierte Einwohner bekommt dort Sozialhilfe, die Arbeitslosenquote liegt bei 22% und die aufkommende Gewaltbereitschaft verweist auf einen deutlichen „sozialen Niedergang“.
  Jeder achte strafm(ndige Jugendliche ist 1996 mit dem Gesetz in Konflikt geraten, und bei den jungen Leuten ist nur noch jeder zweite ein Deutscher. Neuk(lln ist nach dem Spiegel (43/1997: 60) „Untertauchgebiet“ f(r Schwarzarbeiter, abgelehnte Asylanten, und Prostituierte ohne Aufenthaltserlaubnis und wurde 1993 als Bezirk mit unterdurchschnittlicher Ausstattung f(r Jugendliche und Kinder ausgewiesen.
 Eine hohe Jugendarbeitslosigkeit und die hiermit insbesondere für Kinder aus sozial schwachen Familien verbundenen schlechten Zukunftsaussichten sind wegen des insgesamt sehr hohen Jugendlichenanteils in Berlin freilich ein Problem, das weit über Neukölln hinausgeht. Berlin hat 3,5 Millionen Einwohner, davon sind 26% Jugendliche bis 25 Jahre. Dieser Prozentsatz ist einer der h(chsten bundesweit, und in den  nord(stlichen Bezirken der Stadt, namentlich in Hellersdorf, Marzahn und Hohensch(nhausen, der sogenannten „Kinderstube Berlins“, mit 29,4% besonders ausgeprägt.
 Wie schon seit längerer Zeit in Neukölln, so beginnt zunehmend auch in diesen Bezirken der hohe Jugendanteil in ernsthafte r(umliche und soziale Probleme zu münden. Mit Blick auf diese Lage haben engagierte Bewohner verschiedentlich versucht, über den Aufbau von Vereinigungen eine Selbsthilfe aufzubauen, die freilich nicht für das städtische Desinteresse kompensieren können.
  Die Statistiken des Landeskriminalamtes bestätigen eine überproportionale  Zunahme der Jugendkriminalität in den genannten Stadtteilen, aber auch darüber hinaus, wobei die Straftaten von Jugendlichen bis 14 Jahren und hier insbesondere Rauschgiftdelikte in ganz Berlin besonders angestiegen sind.
  Die verschiedentlich geäußerten Hoffnungen, dass die neue Bezirksreform auch eine effektivere Bekämpfung der Jugendkriminalität erlauben wird, müssen als irrational zurückgewiesen werden. Zu befürchten ist vielmehr, da( die bisher ungleich auf die 23 Bezirke verteilten Finanz- und Personalmittel im Zuge der Gebietsreform noch ungleicher verteilt werden und so etwa der künftig fusionierte Bezirk Kreuzberg/Friedrichshain noch weiter abfällt.  Ein Bezirk wie Neuk(lln bleibt im Senat verh(ltnism((ig unterrepr(sentiert und wird schon von daher bei der Finanzverteilung mit proportional weniger Geld zu rechnen haben.

   Zu einem weiteren Problem avanciert der relativ hohe und weiter anwachsende Ausländeranteil. Das Einwohnerregister Berlins zählte 1997 rund 440.000 Ausl(nder, die 11% der Gesamtbev(lkerung ausmachen.
  Sie wohnen haupts(chlich in den westlichen innenst(dtischen Bezirken wie Kreuzberg, wo sie auf 34% der Bev(lkerung beziffert werden können; in Neuk(lln machen sie 18% der Bevölkerung aus.  In beiden Gebieten ist die Arbeitslosenquote dramatisch hoch,
 wobei die meisten Betroffenen Langzeitarbeitslose sind. Wenn es um die Ausl(nderfrage geht, steht bei vielen Politikern die Kriminalit(tsproblematik im Mittelpunkt der Diskussion, denn unter den Ausl(ndern der Altersgruppe 16- bis 25 gibt es eine deutlich höhere Kriminalit(t als bei irgendeiner anderen sozialen Gruppierung.
  Ein Beispiel für die neue Kriminalität ist die von Focus besonders herausgestellte Serie von Überfällen einer Bande Türkisch und Arabisch sprechender Jugendlicher auf Berliner Gastronomiebetriebe.
 Parallel hierzu wurden 1997 neunzig rechtsextremistisch-motivierte Gewalttaten gegen Ausl(nder gemeldet (vgl. John, 1998), also nahezu dreimal soviel wie sechs Jahre zuvor. 1991 waren es gerade einmal 32 Gewalttaten, davon fanden im Ostteil der Stadt nahezu dreimal so viele statt wie im Westteil.
  Insgesamt sind dies keine guten Aussichten f(r den Regierungssitz Deutschlands, insbesonders wenn sich die Stadtmitte zum Zentrum von Ausländerkriminalität und fremdenfeindlichen Übergriffen entwickeln sollte.

3. Ein Regierungsumzug und dessen Folgen

Auf den Bundestagsbeschluß vom 20. Juni 1991 folgte eine intensive Diskussion zu dessen politischer Umsetzung.  Der Berlin-Antrag, der die Mehrheit der Stimmen gewann, bestand auf einer „fairen Arbeitsteilung“ zwischen Bonn und Berlin, mit Berlin als politischem Schwerpunkt.  Am 11. Dezember 1991 beschloß der Bundestag eine Teilung in Gestalt eines „vertikalen Schnittes“, wonach die Bundesministerien zwischen Berlin und Bonn aufgeteilt werden sollten.  Nach dem Berlin/Bonn-Ausgleich soll jedes nach Berlin ziehende Ministerium eine Zweigstelle in Bonn behalten, die aus etwa 40 Prozent des jeweiligen Personals bestehen wird, und jedes in Bonn bleibende Ministerium soll 10 Prozent seiner Belegschaft zu einer Zweigstelle in Berlin schicken (vgl. Presse- und Informationsamt der Bundesregierung, 1997: 58). Dieses Umzugsmodell ist von vielen erfahrenen Verwaltungsfachleuten als unsinnig erkl(rt worden. Zweifelsohne f(hlte sich der Bundestag dem Parlamentssitz Bonn, der für mehr als vier Jahrzehnte demokratische Stabilit(t symbolisiert hatte, zu Dank verpflichtet.  Der Umzugsentwurf ist ein Kompromiß, der weder Bonn noch Berlin konjunkturell benachteiligen und „einer Verpflichtung [....] f(r die beiden in Frage kommenden St(dte und Regionen“ (vgl. Kohl, in: Bundestag, 1991: 86) entsprechen soll. Allerdings wäre es langfristig gesehen erheblich weniger aufwendig, wenn sämtliche Regierungsinstitutionen nach Berlin verlegt worden w(ren.  Das Hin- und Herfliegen von Beamten zwischen Berlin und Bonn (ca. 500km), und die dauerhaften Fernverbindungen werden eine unaufh(rliche Zeit- und Geldverschwendung verursachen. Völlig ausgeschlossen scheint ein zukünftiger Umzug der restlichen Ministerien nicht: Am 27. September 1996 wiederrief der Bundesrat seinen Beschluß, vom 5. Juli 1991, in Bonn zu bleiben. Sein zukünftiger Sitz wird im ehemaligen Preußischen Herrenhaus sein.  Mittlerweile ist die Vorstellung eines Umzuges nach Berlin popul(rer geworden, auch aus der Sicht vieler Bonner Minister und Beamter. 
Allerdings zeigen sich Probleme bei der Umsetzung der CDU/CSU/FDP-Planung, und dies obwohl das Planungswerk relativ früh beginnt. Am 30. Oktober 1991 entschied der Ältestenrat des Deutschen Bundestags das hundertj(hrige Reichstagsgeb(ude als Sitz des Parlaments zu nutzen.  Der Umbauentwurf von Sir Norman Foster bekam 1993 die Zustimmung des Ältestenrates, und im Dezember 1994 wurde mit dem Umbau, Asbestsanierung eingeschlossen, begonnen.  Bei planm(ßigem Verlauf sollte Ende Dezember 1998 das Reichstagsgeb(ude f(r die n(chste Wahl des Bundespr(sidenten am 23. Mai 1999 fertiggestellt werden.
  Mitte September 1999 soll dann die Parlamentsarbeit in Berlin beginnen.  Es wurde beschlossen ein Bundeskanzleramt und zwei Parlamentsneubauten nach dem st(dtebaulichen Entwurf von Axel Schultes und Charlotte Frank am Spreebogen zu errichten, die die Form einer eineinhalb Kilometer langen Ost-West-Achse aufweisen.  Der Alsenblock wird zu einem der k(nftigen Domizile f(r Abgeordnete, Aussch(sse und Verwaltungsmitarbeiter, und „setzt sich gen Osten auf der anderen Spreeseite mit dem Luisenblock fort und schl(gt symbolisch eine Br(cke zwischen beiden Berliner Stadth(lften“.
   Doch mit (berm(ßigem Verzug wird keine einzige von den Neubauten bis zum geplanten Einweihungsdatum bezugsbereit sein.  Nach der ironischen Aussage eines Spiegel-Artikels wird der Bundestag (ber Jahre am Rande einer Großbaustelle tagen, und die Abgeordneten werden mit Gummistiefeln das Parlament betreten m(ssen.
   

Aber vielleicht sind sie damit noch besser bedient als einige 1000 Beamte der Bonner und Berliner Ministerien, die ab 1999 dauerhaft zum Hin- und Herfliegen zwischen Bonn und Berlin gezwungen sein werden, sowie die Angehörigen derjenigen Botschaften, die sich den Umzug nach Berlin finanziell gar nicht leisten k(nnen.  Grundst(ckspreise von rund  11 000 DM am Leipziger Platz bis zu 1000 DM pro Quadratmeter im unbeliebten Ost-Berliner Bezirk Pankow sind f(r arme Staaten wie Ecuador, Namibia und die acht Staaten der west-afrikanischen Wirtschafts- und W(hrungsunion kaum erschwinglich.
  Olga de Horn, die Erste Botschaftssekret(rin von El Salvador, findet sich mit der Tatsache ab: „Wir werden wohl in Bonn bleiben m(ssen.“
  Dies umso mehr, als die der eigenen Beamtenschaft gegenüber exerzierte Großzügigkeit der Regierung hier ausbleiben wird. Außenminister Kinkel begründete dies gegenüber dem Spiegel wie folgt: „Sie k(nnten ganz gut in Bonn bleiben. [...] Das Entwicklungshilfeministerium zieht ja schließlich auch nicht um.“
  Hier zeigt sich ein Widerspruch zwischen dem offiziellen Werbebild Berlins als internationaler Regierungssitz und mangelhafter Planung und Förderung andererseits, der sich beim Werbebild der bürgernahen Hauptstadt fortsetzt. Als ein zentrales Argument für die enormen Investitionen in neue Regierungsbauten verweist das Bundesministerium f(r Raumordnung, Bauwesen und St(dteordnung im Rahmen der Ausstellung „Hauptstadtplanung f(r Berlin“
 wiederholt auf eine intendierte Bürgernähe. So heißt es im Kommentar zum Entwurf des Parlamentsgebäudes ausdrücklich: „Die Planung [so ein Kommentar zum Entwurf des Parlamentsgeb(udes] zielt darauf, Transparenz und Öffentlichkeit baulich umzusetzen sowie die Beziehung zwischen parlamentarischer T(tigkeit und Öffentlichkeit zu f(rdern“. Bedauerlicherweise entsteht in der Realit(t eher der gegenteilige Eindruck, wenn Regierung und Parlament sich in Sicherheitszonen abzuschotten versuchen.  Eine 50 Meter breite Sperrzone wird um die Regierungsneubauten errichtet und das Reichstagsgeb(ude, das Außenministerium sowie das Bundesministerium der Finanzen sollen zur Sicherheitszone erkl(rt werden.  Die Parlamentarier f(rchten sich vor gewaltsamen Übergriffen im Regierungsviertel, insbesonders in dieser Hauptstadt, wo der Verfassungsschutz „(ber 2500 Autonome gez(hlt“ hat, von denen „mindestens 1000 gewaltbereit und jederzeit mobilisierbar“sind.
 In der Tat haben sich seit dem Mauerfall politisch extreme Gruppen ausgebreitet, und so sind die Argumente f(r eine Sicherheitszone leicht nachvollziehbar. Auch der wiederholte Ruf nach mehr Polizei und einer neuen Organisation der Polizeistreitkräfte,
   ja selbst der Wunsch des ehemaligen Innenministers Kanter nach einer Limitierung von Ausländerzahlen in den Regierungsvierteln,
  erscheint vor dem Hintergrund der in Kapitel zwei skizzierten zunehmenden Kriminalität insbesondere in Vierteln mit hohem Ausländeranteil verständlich. Aber all dies stellt andererseits eine schlechte Botschaft an eine Stadtbev(lkerung dar, die nach Jahrzehnten der Mauertrennung ein Stück Freiheit wiedergewonnen hat, und es hinterlässt ein prekäres Bild von einer als weltoffen vermarkteten Stadt.  Das Staatsorgan finanziert seinen Milliardenumzug nach Berlin, um die Teilung eines Volkes zu überwinden und zugleich ein Symbol für die europäische Einigung zu setzen, und versucht parallel sich gegen das eigene Volk und  insbesondere gegenüber Auländer abzuschotten. Eine solche Politik trägt nicht nur zur Dekonstruktion der eigenen offiziellen Mythen bei, sie mag vor dem Hintergrund der bestehenden fremdenfeindlichen Tendenzen auch durchaus Republikaneranhängern und anderen nationalistischen Kräften wirkungsvolle Argumente für eine ausländerdiskriminierende Propaganda in die Hand geben und zu deren Stärkung beitragen.

Während der Hauptstadtdiskussion bemühten sich CDU/CSU-Vertreter wiederholt, die Kosten und in weitestem Sinne administrativen Probleme des Umzuges mit Blick auf eine imaginierte rasante sozioökonomische Entwicklung Berlins zur “Dreh- und Handelsscheibe zwischen Ost- und Westeuropa”, die unmittelbar der Berliner Bevölkerung und mittelbar dem Wohlstand der deutschen Bevölkerung insgesamt zu Gute kommen würde, als sekundär zu marginalisieren. Vor allem wurde immer wieder eine erhebliche Reduzierung der Arbeitslosenzahlen in Aussicht gestellt. Ein solch optimistisches Szenarium ist aus derzeitiger Perspektive unhaltbar, wobei die Einschätzungen von einem real zu erwartenden mehr an Arbeitsplätzen sehr divergieren. Vielen Experten zufolge schafft der Umzug kaum mehr als 3000 neue Stellen in Berlin, während die Industrie- und Handelskammer mit 12.400 neuen Arbeitsplätzen rechnet.
  In beiden Fällen wären es schmerzlich wenig neue Stellen, die damit erklärt werden, dass die Bundesregierung und das Parlament ihre Abgeordneten, Minister, Beamte und sonstige Angestellte bereits aus Bonn mitbringen und so für Berlin nur diejenigen neuen Arbeitspl(tze abfallen, die durch Ansiedlung von Botschaften, Medien und anderen in nächster Nähe der Regierung anzusiedelnden Institutionen, Verb(nden und Organisationen entstehen. Eine ungleich optimistischere Perspektive bietet die Prognose von Norbert Walter, dem Chefvolkswirt der Deutschen Bank, nach der bis zu 200.000 zusätzlichen Arbeitsplätze geschaffen werden könnten.
  Dies wären f(nfmal so viele Arbeitspl(tze wie bei der Realisierung der Berlin-Pl(ne der 500 gr(ßten deutschen Unternehmen entstehen sollten.
   Die großzügige Kalkulation Walters misst den zur Zeit noch in Bonn eingerichteten, 1999 aber ebenfalls umziehenden Wirtschaftsverbänden eine große Bedeutung für Investoren bei.
  Auch die Ansiedlung der großen Medienkonzerne wird hoch bewertet, schließlich sollen von den 200.000 neuen Arbeitspl(tzen, die meisten in diesem Dienstleistungssektor entstehen.  Hinzu kommen nach Strauch (1998) auch zahlreiche Werbeeffekte: Die Fernsehnachrichten werden ab 1999 von Berlin ausgestrahlt, und so wird ein Hintergrundbild von dem Brandenburger Tor oder dem Reichstag mehrmals täglich zu sehen sein, das im Kontext einer Präsentation zahlreichen anderen Materials in den verschiedensten Nachrichtensendungen und politischen Beiträgen zumindestens implizit für Berlin werben könnte.

Alle Arbeitspl(tze, die mit der Regierung und dem Parlament mitumziehen, ob Politiker, Botschafter, Wirtschaftler, oder Journalisten, werden den elitären Anteil  der Berliner Gesellschaft in die Höhe schnellen lassen.  Gefördert durch private Spenden und staatliche Zuschüsse werden die Bildungs- und  Kulturmöglichkeiten für sie und ihre Kinder zunehmend an Bedeutung gewinnen. Was aber wird sich für die Masse der Berliner Bevölkerung ändern? Inwieweit kann Berlin etwa zu einem neuen europäischen Dienstleistungszentrum emporwachsen? 

Ein klarer Wachstumsindikator sind zunächst Bürofläschennachfrage und -angebot. Auffällig ist hier eine der Entwicklung auf dem Wirtschaftsmarkt insgesamt vergleichbare Differenzierbarkeit in drei Phasen, die den (konomischen „Zeitgeist“ der 90er Jahre kennzeichnen, n(mlich Euphorie, Ern(chterung und Realismus.  In der ersten Phase waren zahlreiche Dienstleistungsunternehemen bestrebt sich B(rofl(chen in zentraler Lage zu sichern.  Diese plötzlich auftretende Nachfrage stieß allerdings auf kein entsprechendes Angebot, und viele Nachfrager waren bereit f(r zentral gelegene B(rofl(chen Wuchermieten zu zahlen. Im Kontext der Verz(gerungen bei der Entscheidung (ber die Funktion Berlins als Hauptstadt Deutschlands und insbesondere (ber den Terminplan war die Phase der Ern(chterung durch erhebliche Verunsicherung gekennzeichnet.  Die weltweit nachlassende Konjunktur hat diese Entwicklung h(chstwahrscheinlich verst(rkt.  Der Bauboom w(hrend der ersten Jahre nach der Wiedervereinigung f(hrte zu einem Überangebot von Liegenschaften, (hnlich wie in den Londoner Docklands Ende der 80er und Anfang der 90er Jahre, wo das damalige Angebot an B(rofl(chen die Nachfrage bei weitem (berstieg und zu großen Immobilienleerst(nden führte. In der Zwischenzeit ist die Nachfrage in eine Phase des n(chternen Realismus eingetreten.  Laut einer Studie (ber Tendenzen von Nachfrage und Angebot
 ist das Angebot weit (ber das Ziel hinausgeschossen, und zwar sowohl wegen hoher steuerlicher Anreize als auch durch die lange Latenzperiode zwischen 1990 und 1993.  Wie schmerzlich das Überangebot f(r Bautr(ger, Investoren und Banken auch sein mag, als positive Folgewirkung stehen die interessierten Nachfrager gegenw(rtig einer großen Auswahl an Standorten unterschiedlichster Qualit(ts- und Preisniveaus gegenüber.

Auf den ersten Blick erscheint neben den nachfragenden Unternehmern auch die Berliner Bauindustrie als großer Nutznießer des Regierungsumzuges. Mit knapp 500 Millionen DM im Jahr 1997 verzeichnete sie noch unlängst einen sehr hohen Umsatz mit steigender Tendenz, allerdings verloren im gleichen Zeitraum in dieser Bauindustrie 500 Menschen pro Monat ihren Arbeitsplatz.
 Als zentralen Grund für diese Diskrepanz nennt Strauch als Vertreter der Industrie- und Handelskammer Berlin das  EU-Gesetz über die freie Arbeitsplatzwahl innerhalb Europas und die deutsche Mindestlohnproblematik im Bauwesen, die besonders Arbeiter aus südeuropäischen Ländern in Tausenden auf den deutschen Arbeitsmarkt ziehen lassen. Ein anderes Problem sind Schwarzarbeiter aus mittel- und osteurop(ischen L(ndern, die sich mit einem Minimum des Gehaltes eines deutschen Arbeiters zufriedengeben, und sich zudem nur kurze Zeit im Land aufhalten.  In diesem Zeitraum zahlen sie keine Steuern, und in den meisten F(llen schicken sie das verdiente Geld zu ihren daheim gebliebenen Familien. Dieses Problem beschr(nkt sich nicht nur auf die Bauindustrie, ist aber in dieser Branche, in der das Personal relativ schlecht qualifiziert ist und in der die Anzahl der benötigten Arbeitskräfte starken saisonalen und marktwirtschaftlichen Schwankungen unterworfen ist, besonders ausgeprägt. Eine zufriedenstellende Problemlösung konnte die CDU/CSU/FDP-Regierung bis zu ihrer Abwahl im September 1998 nicht entwickeln.

Seit der Wiedervereinigung setzten Bundesregierung und Berliner Senat große Hoffnungen auf Berlin als künftige „Drehscheibe“ des Handels zwischen West und Ost (vgl. Presse- und Informationsamt, 1996: 16), von einer Unterstützung dieser Zukunftsvision durch angemessene infrastrukturelle Maßnahmen kann hingegen kaum gesprochen werden. Nicht zufällig kritisiert Walter, daß der Transrapid seine Endstation in Berlin hat, anstatt bis nach Prag oder Wien zu fahren, und daß mit dem Bau des Großflughafens erst sehr spät begonnen wurde. Für eine solche Verzögerung notwendiger Entscheidungen ist auch charakteristisch, daß erst Ende M(rz 1998 von dem Senat beschlossen wurde, den Berliner Verkehrverein in die Deutsche Bundesbahn zu integrieren (Strauch, 1998). Auf der Grundlage dieser Entscheidung könnte nun endlich das veraltete Berliner Bahnnetz umgebaut und so die Durchfahrt moderner Z(ge durch Berlin möglich werden, aber bis zur Umsetzung werden mindestens noch ein paar weitere Jahre vergehen. Der Ausbau von Verkehrsverbindungen ist freilich nur einer von vielen möglichen Ansatzpunkten, die von Bundesregierung und Berliner Stadtverwaltung verspätet und bis heute nur unzureichend realisiert worden sind. Die erfolgreiche Bew(ltigung des Strukturwandels und die (konomische Zukunft Berlins hängen vielmehr davon ab, in welchem Maße das bestehende Potenzial zum Ausbau Berlins als Innovationszentrum f(r das Umland und die mittel- und osteurop(ischen L(nder ausgesch(pft werden.  Berlin ist als Metropole inmitten der neuen deutschen Bundesländer, in der Nähe vieler osteuropäischer Handelspartner und auf der Achse des Nord-Süd-Handels mit den skandinavischen Ländern in einer einzigartigen geographischen Lage und ist zudem als ein Motor der deutschen Einheit ein gewisses politisches Symbol, auf das aufgebaut werden kann. Zu nennen sind hier insbesondere die gezielte Förderung einer Ansiedlung innovativer Industrie sowie eines Ausbaus von Tagungsorten für internationale Konferenzen und Messen und auch eine bessere Unterstützung von Künstlern und Akademikern bei deren Bemühungen zum Wiederaufbau Berlins als Kunstmetropole. Gleichzeitig sind Maßnahmen zur Reduzierung der bereits gegebenen und der sich zumindestens partiell durch die Entscheidungen für Berlin als Hauptstadt und Regierungssitz weiter verschärfenden sozialen Mißstände zu treffen. Bundesregierung und Berliner Stadtverwaltung müssen sich fragen, was sie aus dieser besonderen Stadt zu machen bereit sind.  Sie haben die M(glichkeit, wesentlich zum Aufbau Berlins als Drehscheibe für Handel und Kultur zwischen Ost- und West- sowie Nord- und Südeuropa beizutragen. Aber dafür ist es freilich notwendig, den neuen Regierungssitz auf jede Art und Weise f(r eine solche zukünftige Funktion vorzubereiten, anstelle im wesentlich voller Hoffnung darauf zu warten, daß der Dienstleistungssektor in der Stadt weiter wachsen wird.

   Unter den gegenwärtigen Bedingungen bleibt neben der Zukunftsvision Berlins als Ost-West-Drehscheibe für Handel und Kultur auch das offizielle Bild der Stadt als „Werkstatt“ und „Mikrokosmos der deutschen Einheit“ (Presse- und Informationsamt, 1996: 40) fragwürdig. Das Projekt „Regierungssitz Berlin“ gerät nicht zuletzt durch immer neue Zusatzkosten, mehrere Verschiebungen des Umzugstermines und endlose Diskussionen über die Frage, welche Teile von welchen Ministerien umziehen und bleiben sollen, st(ndig in das Blickfeld der Massenmedien. Auch werden die Baupl(ne f(r Berlin gerne mit den Plänen anderer Megast(dte wie New York, London und Paris verglichen.  Diese konstante Erscheinung in Zeitungen, Zeitschriften, Nachrichten und Fernsehdokumentationen gibt Anlaß zu großen Kontroversen und zu einem Ressentiment gegen(ber den Berlinern, die als „Schaufenster der DDR“ bzw. als “Schaufenster des Westens” lange Zeit sehr große Subventionen von ihren jeweiligen Staaten erhielten, und auch heute noch eine (berdurchschnittliche finanzielle Unterstützung genießen. Ein anderes Problem ist, daß die B(rger der beiden Stadth(lften auch nach acht Jahren Zusammenlebens noch weit von einer gemeinsamen Identität entfernt sind, die das Spannungsverhältnis zwischen Ost- und Westdeutschen überbrücken könnte.  Sie sind weiterhin unterschiedlich wohlhabend, und daran wird sich bei der extrem langsamen Progression ostdeutscher Löhne und Gehälter auch in naher Zukunft nichts ändern.
 In den beiden Stadthälften Berlins zeigen sich auch die unterschiedliche kulturelle und politische Prägung sowie daraus resultierende Mentalit(tsunterschiede besonders deutlich. Daß die Bürger der beiden Stadthälften auf der Grundlage ihrer unterschiedlichen Prägung auch durchaus verschiedene Lösungsstrategien zu den derzeitigen Belastungen entwickeln, wird nicht nur an der relativ starken Stellung der PNDS im Ostteil Berlins deutlich.

Zweifellos hat jede europ(ische Metropole ihre eigenen Elendsviertel, deren Existenz immer mit einer hohen Arbeitslosenrate verbunden sind, und diese Viertel finden sich auch in Berlin.  Das heißt nicht, daß jedes Viertel von Berlin unter einer (berdurchschnittlichen Kriminalit(t, einer hohen Arbeitslosigkeit, und rechtsextremistischen Tendenzen leidet, aber das Gesamtbild ist beunruhigend.  Berlin ist eine Stadt, die finanzieller Hilfe bedarf, aber es konnte sich lange Zeit nichts (ndern, weil die Große Koalition im Berliner Senat sich dazu entschieden hatte, ihren rigorosen Sparkurs weiter zu verfolgen.  Ob der Machtwechsel in Bonn andere Impulse zu setzen vermag, bleibt abzuwarten. Der Berliner Senat scheint jedenfalls bis heute seine finanziellen Mittel, seine Zeit und seinen ganzen Enthusiamus auf die Entwicklung der Stadt als Hauptstadt und Regierungssitz zu konzentrieren, w(hrend die soziale Lage der Stadt immer bedrohlicher wird.  Diese Diskrepanz einer breiten Öffentlichkeit verständlich gemacht zu haben, ist vor allem ein Verdienst der Medien, schließlich haben sie in der Vergangenheit immer wieder auf die faux pas der Berliner und der Bonner Regierung hingewiesen. Dabei entstand zumindestens partiell ein allzu überpointiert kontroverses Berlinbild mit einem gl(nzenden Stadtzentrum und einer verslumten Innenstadt.  Sogar Vergleiche zwischen der Innenstadt von Berlin und den Slums von New York wurden angestellt, wobei Der Spiegel einen multikulturellen Gangkrieg prognostizieren wollte.
  All dies ist übertrieben, wichtig ist jedoch die hierbei ausgeübte Funktion der Massenmedien als kollektive Mahner, die immer wieder die Notlage der Berliner Innenstadt ins allgemeine Bewußtsein zu holen und so einen gewissen Druck auf jene Berliner und Bonner Politiker auszuüben verstehen, welche die Probleme der deutschen Hauptstadt bisher sträflich ignoriert bzw. bewußt marginalisert haben.  Auch bleibt zu hoffen, daß die Probleme der Berliner Bevölkerung schon wegen der Präsenz der Bundesregierung und des Parlaments im Zentrum von Berlin nicht auf Dauer ignoriert werden können.  Die Leitidee des Berlin-Umzuges war ja zunächst, die Regierung dort aufzubauen, wo die Probleme sind, um diese besser lösen zu können.
  Aber auch wenn es sich bei dieser offiziell verkündeten Zielsetzung um eine weitere Mythifizierung des Regierungsauftrages halten sollte, so dürften Massendemonstrationen, Streiks und andere Formen demokratischer Kritik vor den Institutionen der Regierung künftig besser geeignet sein, um den Berliner Senat und die Bundesregierung an eine Vielzahl noch uneingelöster Wahlversprechen zu erinnern.  

Schlußwort

   Die Umzugspläne haben trotz der bereits getätigten Millioneninvestitionen für die Masse der Berliner Bevölkerung bisher relativ wenig gebracht und werden, wenn sich das politische Interesse auch in Zukunft auf architektonische und andere Bedürfnisse und Wünsche der Parlamentier konzentriert, voraussichtlich auch in den nächsten Jahren nur wenig zu einer Erhöhung von Arbeitsplatzsicherheit und durchschnittlichem Lebensstandard sowie zur Schaffung von Arbeitsplätzen beitragen. Berlin wird im 21. Jahrhundert auch sicher nicht als eine Hauptstadt des Idealtypus erscheinen, oder auch nur im weitesten Sinne einem vielfachen Zentrum wie Paris, London oder dem Berlin der Weimarer Republik vergleichbar sein.
  Es ist politisch gewollt, daß Berlin nicht zum maßgebenden Finanz- und Wirtschaftszentrum avanciert, das es einst gewesen ist, und die Stadt ist derzeit auch noch weit davon entfernt die vom offiziellen Diskurs immer wieder angekündigte Funktion als „Drehscheibe“ zwischen Ost- und Westeuropa zu erfüllen. Einige zentrale Faktoren waren von Bundesregierung und Berliner Senat kaum zu beeinflussen, so etwa der zunächst weitgehende Zusammenbruch der für Berlins Handelsfunktionen essentiellen osteuropäischen Märkte aber auch die beim Kampf um diese sich langsam wieder regenerierenden Märkte zunehmend schärfer werdende Konkurrenzsituation zu Dresden, Leipzig und anderen sich schnell entwickelnden Großstädten der neuen Bundesländer. Umso mehr ist zu kritisieren, daß die soziale Problematik der Stadt im Kontext zunehmender Sparmaßnahmen weitgehend marginalisiert wird und daß Berlin auch nach acht Jahren formaler Einheit noch lange nicht die Verkehrsinfrastruktur hat, um als Ost-West- bzw. Nord-S(d- Achse Europas fungieren zu können. Bedauerlich ist auch, daß viele Botschaften vor allem ärmerer Staaten sich voraussichtlich aus finanziellen Gründen in absehbarer Zeit nicht in Berlin niederlassen werden können. Die Stadt verliert dadurch etwas von ihrem internationalen Geist, den sie im Kontext der unter anderem in fremdenfeindlichen Tendenzen deutlich werdenden sozialen Spannungen der letzten Jahre dringend f(rdern müßte. Die Suggestion, daß die neue Regierung bürgernäher entscheiden und handeln wird, ist nach der Errichtung ausgedehnter Sicherheitszonen, die ganze Straßenz(ge für das eigene Volk sperren, nicht gerade glaubhafter geworden. 

   Es bleibt die vage Hoffnung, daß mittelfristig zumindestens die kontinuierliche Verschlechterung der sozialen Lage aufgehalten werden kann.  Der bis jetzt betriebene Ehrgeiz bezüglich des Bebauungs- und in geringerem Maße auch des innerstädtischen Verkehrsplans sollte sich innerhalb der nächsten 5-10 Jahre legen, und es bleibt zu hoffen, daß sich der Berliner Senat dann auch mit den sozialen Fragen der Stadt intensiver beschäftigen wird. Die Bundesregierung wird dauerhaft kaum in einer Stadt residieren wollen, in der eine rapide Verschlechterung der sozialen Lage breiter Bevölkerungskreise und eine Untätigkeit von Berliner Senat und Bundesregierung - auf die kinderreichen Bezirke Neukölln, Hellersdorf, Marzahn und Hohenschönhausen wurde besonders verwiesen - die Kriminalitätsstatistik wesentlich mitprägen.  Auch wenn die Politiker in Berlins feineren Bezirken wohnen und die Not vielleicht nicht direkt mitansehen müssen, werden die Medien auf wachsende Armenviertel, steigende Kriminalit(t und Rechtsextremismus verweisen. Die Entscheidung für Berlin als Regierungssitz ist nach offiziellen Äußerungen auch aus dem Wunsch motiviert, die neuen Bundesländer aus der Nähe besser vertreten zu können. Eine solche Volksvertretung wird nun auch in Berlin erwartet, und wenn die die Erwartungen der Berliner nicht erfüllt werden, haben sie es relativ leicht ihre Rechte am Ort der politischen Entscheidungsfindung durch Demonstrationen einzufordern.
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� Please note: This is a pre-print! For the final version see Guido Rings, Louise Parmenter: ‘Berlin – consequences of a move of government’ (original title: ‘Berlin – ein Regierungsumzug und dessen Folgen’, in: Geschichte, Politik und ihre Didaktik 28, ¾ (2000), pp. 260-267.


� Vgl. Wegener (1996: 20f.) zu den Bruttozahlungen von Bund, Ländern, Gemeinden und Europäischer Union, die sich im Zeitraum von 1991 bis 1996 auf 1,1 Billionen DM summierten. Die Bundesbank (1998: 53) geht davon aus, dass bis März 1998 insgesamt 1,37 Billionen DM Bruttotransferzahlungen an die östlichen Bundesländer geleistet worden sind.


� Das Bundesministerium für Wirtschaft, Referat Öffentlichkeitsarbeit (1998: 11) beziffert die gesamtdeutsche Arbeitslosenquote für 1997 auf 11,5% mit steigender Tendenz. Zum Vergleich: 1975, also noch im Kontext der grossen Weltwirtschaftskrise der 70er Jahre, betrug die Arbeitslosenquote für die alte Bundesrepublik 4,8%.


� Nach dem Bundesministerium für Wirtschaft (s.o./1998: 103) hat die BRD in den 90er Jahren einen der höchsten Bruttoschuldenstände aller öffentlichen Haushalte in der Europäischen Union. Während der EU-Durchschnitt 1997 bei 60% des BIP lag, war der deutsche Regierungshaushalt trotz radikaler Sparmaßnahmen immer noch bei 122% des BIP.


� Vgl. insbesondere die Äußerungen von Schäuble und Kohl, in: Bundestag, Referat Öffentlichkeitsarbeit (1991: 55/88).


� Die Arbeitslosenquote lag im Januar 1997 in West Berlin bei 17,1 Prozent, im Ostteil bei 15,9 Prozent.


� Nach dem Presse- und Informationsamt der Bundesregierung (1997: 61) werden allein für „Dienstrechtliche Maßnahmen für Bundesbedienstete“ 950 Millionen DM bereitgestellt werden müssen. Dies beinhaltet Trennungsgelder, Umzugskostenzuschüsse und bezahlte Heimfahrten für Bundestagsabgeordnete. Der Spiegel (19/1996: 40) listet im Detail auf: Zusch(sse f(r Heimfl(ge der nach Berlin ziehenden Bonner Beamten (36.000 DM f(r 3 Jahre), f(r Umzugskosten (10.000 DM), f(r Mietentsch(digung f(r Bonner Immobilien (57.000 DM f(r 2 Jahre), und  f(r anfallende Maklergeb(hren auf dem Berliner Wohnungsmarkt (7.500 DM). Weiterhin werden die Regierungsbauten f(r die Ministerien voraussichtlich 800 Millionen DM teuerer als geplant und die Breite der Kostenexplosion bei der Gesamtheit aller Regierungsneubauten bleibt unbekannt. 1996 wurde der Kostenvoranschlag des Umzugsbeauftragten der Regierung, T(pfer, für unhaltbar erklärt (vgl. Der Spiegel 19/1996: 40).


� Ebd., S.:41.


� Von derzeit 115 Stadtr(tInnen und 23 B(rgermeisterInnen wird es im Jahre 2001 jeweils nur noch 60 bzw. 12 geben.  Viele von den derzeit 45 Mitglieder einer jeden Bezirksversammlung werden ihre Mandate dann aufgeben m(ssen.  Die derzeitigen 10 Berliner Ministerien werden auf 8 verringert. Der Senator f(r Stadtentwicklung, Umweltschutz und Technologie Berlins,  Strieder, gab hierzu noch unlängst auf einer Tagung des Goethe-Institutes Details bekannt (vgl. Strieder, 1998).


� Hartmut H(ußermann: „Berlin - Lasten der Vergangenheit und Hoffnung der Zukunft“, Beitrag Aus Politik und Zeitgeschichte, Ausgabe B 17, Bundeszentrale f(r politische Bildung, Bonn, 1997, S.:15.


� Nach der Berlin Chamber of Commerce and Industry (1997: 8) sinkt die Zahl der Angestellten in der Ostberliner verarbeitenden Industrie von 240.600 im Jahr 1990 auf 127.500 im Jahr 1994; 1996 sind es noch 112.800.


� Diese Tendenz f(hrt zu einem Steuerrückgang in Berlin und zu einer Verlagerung des Reichtums nach Brandenburg.  Der Senat hofft, daß durch Subventionen f(r manche Wohnungen und H(user am Stadtrand, die Berliner (berzeugt werden können in ihrer Stadt zu bleiben.  


� Vgl. Der Spiegel 43/1997 „Endstation Neuk(lln“, S. 58-63.


� Vgl. Senatsverwaltung f(r Stadtentwicklung und Umweltschutz (1993): Vergleiche ....   Andere hier erw(hnte Berzirke mit einer unterdurchschnittlichen Ausstattung waren Tempelhof, Marzahn, Hohensch(nhausen, Hellersdorf und Steglitz.


� Der höhere Jugendlichenanteil in Ostberliner Bezirken ist im wesentlichen immer noch auf die faktische Vollbeschäftigung sowie eine staatlich garantierte Kinderfürsorge in der DDR zurückzuführen. Seit der Wiedervereinigung sind die Geburtenzahlen in den ehemaligen DDR-Gebieten so drastisch gesunken, daß mittlerweile auch hier europäische Durchschnittswerte erreicht werden. 


� Ein Beispiel für diese Selbsthilfe ist „Zukunft f(r Berlin“, eine Stiftung zur F(rderung von Jugendprojekten, die 1996 aus einigen engagierten Bewohnern von Hellersdorf gegründet worden ist. Von der Unterst(tzung durch einige freie und (ffentliche Tr(ger abgesehen, ist „Zukunft für Berlin“ im wesentlichen auf ABM-Mittel angwiesen. Der Einsatz von ABM-Mitarbeitern heißt aber, daß kaum Fachleute (etwa Sozialpädagogen) f(r Jugendarbeit eingesetzt werden k(nnen.  Die ABM Stellen dürfen außerdem in der Regel immer nur ein Jahr mit den gleichen Personen besetzt werden, d.h. das Personal wechselt ständig, und dadurch wird das soziale Beziehungsgeflecht zwischen den Mitarbeitern und den zu Betreuenden immer wieder aufs Neue zerstört.  Dar(berhinaus werden die finanziellen Mittel für ABM st(ndig gekürzt, während die Kinderzahlen in Hellersdorf nicht zuletzt durch die vom Berliner Senat initiierten Neubauvorhaben weiter ansteigen. Vgl. Hellersdorfer Bezirksverwaltung zur Jugendplanung (1996: 10).


� Vgl. Der Polizeipräsident in Berlin (1997: 10ff.) zum Anstieg der Straftaten bei Jugendlichen bis 14 Jahren von 7480 Straftaten im Jahr 1991 bis auf 11.127 Delikte im Jahr 1997, wobei die Anzahl der Rauschgiftdelikte überproportional angewachsen ist.  Bei Jugendlichen bis 18 Jahren sind die Straftaten im gleichen Zeitraum von 15.492 auf 20.749 angestiegen, bei Heranwachsenden bis 21 Jahre hat sich die Gesamtzahl von 13.789 auf 15.562 erhöht. Auch bei diesen beiden Alterskategorien hat sich die Zahl der Rauschgiftdelikte überproportional erhöht, und zwar bei ersteren von 298 auf 1.337 Fälle und bei letzteren von 637 auf 1.415 Fälle. In der Gruppe bis 14 Jahre handelt es sich bei den Rauschgiftdelikten zwar weiterhin um eine kleine Minorität der Straffälle, die Zunahme von sechs auf 61 ist prozentual gesehen allerdings die höchste von allen Gruppen. Vgl. hierzu auch Dieter Heckelmann: „Berlin - Hauptstadt der Kriminalität“, in: Süss (1995: 597ff.).


� Die drei gr(ßten ausl(ndischen Bev(lkerungsgruppen sind: Personen aus der T(rkei (ca. 138.000), aus dem ehemaligen Jugoslawien ((ber 40.000), und aus Polen (ca. 30.000).  Berlin ist zudem die Stadt mit den meisten Einb(rgerungen in Deutschland.


� Laut Angaben des Landesarbeitsamts Berlin-Brandenburg aus dem Statistischen Jahrbuch 1995 ist die Zahl der Arbeitslosen unter Ausl(ndern seit 1990 um 169% gestiegen.


� Dies darf nicht als Widerspiegelung ihrer Heimatsgesellschaft betrachtet werden. Deutschland lud nicht die Professoren, Beamten und Unternehmer als Gastarbeiter ein, sondern Personen aus den unteren Bevölkerungsschichten, bei denen die Kriminalitätsrate im allgemeinen international höher ist.  


� Focus 39/1997 „Ungebetene G(ste“, S. 96.


� Holthusen/J(necke (1994: 56).


� Ebd., S. 54. 


� Presse- und Informationsamt der Bundesregierung (1997: 29).


� Bundesbaugesellschaft Berlin (1996a: 28).


� Der Spiegel, Ausgabe 38/1997, „Irre Rechnerei“, S. 90.


� Der Spiegel, Ausgabe 48/1997, „Adressen im Papierkorb“, S. 87.


� Ebd., S. 87.


� Der Spiegel (17/1994: 72).


� Eine Ausstellung von dem Beauftragten der Bundesregierung f(r den Berlin-Umzug und den Bonn-Ausgleich, Bundesministerium f(r Raumordnung, 1997.


� Der Spiegel, Ausgabe 8/1996, „Breite Katakombe“, S. 75. Diese Zahlenangaben werden vom Berliner Senat bestätigt. Vgl. die Berliner Zeitung vom 16.1.1996, S. 5.


� Da es unter Ausländern einen h(heren Anteil an Delikten gibt, wurde wiederholt gefordert, Berliner mit Nicht-Deutscher Herkunft zu einem Beitritt bei der Polizei besonders zu ermutigen.  Zumindestens langfristig könnte dies zu einer besseren Integration der ausländischen Bevölkerung in beiden Teilen der Stadt beitragen.  In Berlin werden Ausl(nder seit einigen Jahren in der Polizei akzeptiert, aber dies wurde nur unzureichend gefördert, und so ist der Anteil immer noch gering. Laut John (1997), der Ausl(nderbeauftragten f(r den Berliner Senat, sind von den 30.000 Berliner Polizisten und Angestellten der Polizei nur 85 Ausl(nder; von diesen 85 Ausländern sind 40 T(rken.  


� Vgl. die Berliner Zeitung vom 1. bis 3.4.1998. Ende M(rz 1998 schlug Innenminister Kanter mit Blick auf den Regierungsumzug vor, Ausl(ndern den Einzug in bestimmte Bezirke der Hauptstadt zu verbieten.


� Dies wäre umso gefährlicher, als im gleichen Monat von Kanters politischem faux pas vom Berliner Verfassungsschutz die 5% H(rde für die eigenen Landtagswahlen auf 3% heruntergesetzt wurde.  Der Antrag wurde eingebracht, weil einige kleine Parteien zu  k(mpfen hatten um die 5% Hürde zu überspringen, aber dies erleichtert möglicherweise in den n(chsten Landtagswahlen auch einigen rechtsextremen Parteien den Einzug in den Berliner Senat. Nicht zufällig gilt für die Bundestagswahlen im Interesse einer Vermeidung von Weimarer Verhältnissen die 5% Hürde.


� Ebd. und in der Berliner Morgenpost vom 9.4.1998. Vgl. auch Industrie- und Handelskammer Berlin/Senatsverwaltung für Stadtentwicklung (1996: 13).


� Berliner Morgenpost, 9.4.1998, S. 1: „Als Hauptstadt gewinnt Berlin 200.000 neue Arbeitspl(tze“. Der offizielle Diskurs greift selbstverständlich diese für Berlin äußerst günstige Schätzung auf. Vgl. Presse- und Informationsamt (1996: 43).


� Berliner Morgenpost, ebd.: Die 500 Unternehmen schaffen 37.000 weitere Arbeitspl(tze in Berlin.


� Sollte die Rechnung wirklich aufgehen, so bliebe zu fragen, warum der Umzug nicht zu einem sehr viel früheren Zeitpunkt angesetzt wurde.


� Industrie- und Handelskammer/Senatsverwaltung für Stadtentwicklung (1996: 14f.).


� Ebd., S. 15.


� Vgl. Strauch, 1998.


� Wegener (1996: 16) zeigt auf, wie sehr sich die Annäherung ostdeutscher Gehälter von 1993 bis 1995 verlangsamt hat. Sie stagniert 1998 bei unter 80% des westdeutschen Lohnniveaus.


� Vgl. Das Parlament, 9.10.1998: „Bundestagswahl 1998“, S. 6.


� Der Spiegel 43/1997 „Endstation Neuk(lln“, S.:60. 


� Vgl. Bundestag - Referat (ffentlichkeitsarbeit (1991) mit Kommentaren von Kohl (S. 86), Gysi (S. 49f.), und Diepgen (117f.). 


� Vgl. Gerhard Brunn: „Europäische Hauptstädte im Vergleich“, in: Süss (1995: 193ff.).






